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Vor dem Hintergrund der politischen, wirtschaftli-
chen und rechtlichen Herausforderungen, die den
europäischen Integrationsprozess begleiten, und in
Anbetracht der Einigungsbemühungen rund um
die Ausgestaltung einer europäischen Verfassung
drängen sich Fragen nach historischen Formen
von Integration und Desintegration in Europa auf.
Das Institut für Europäische Geschichte in Mainz
(Forschungsbereich I: Europa als Herausforderung
für Politik, Gesellschaft und Kirche) hat diese
Fragen in Zusammenarbeit mit dem Historischen
Seminar der Heinrich-Heine-Universität Düssel-
dorf in einem Workshop zu „Formen der Inte-
gration und Desintegration in Europa“ aufgenom-
men. Im Rahmen einer historischen Europafor-
schung wurden Beispiele grenzüberschreitender
Kooperationen zusammengetragen, die unter spe-
zifischen Voraussetzungen signifikante Erwartun-
gen und Ziele verfolgten und von unterschied-
lichen gesellschaftspolitischen Akteuren getragen
wurden. Dabei sollten die Beiträge das Spek-
trum der einzelnen Kooperationsfelder exempla-
risch vermessen und die engere Phase der Euro-
päischen Integration mit Entwicklungen konfron-
tieren, die in die frühe Neuzeit zurückreichen. Den
Schwerpunkt bildeten allerdings Themen zur Zeit
nach 1945.

Nach der Begrüßung durch Heinz Duchhardt
(IEG Mainz) formulierte Hein Hoebink (Düssel-
dorf) einführend einige Kernfragen. So hinterfrag-
te er in Anbetracht einer „Erfolgsgeschichte“ Eu-
ropas für die Zeit nach 1945, als sich unter Einbin-
dung von Siegern und Verlierern ein „System der
wechselseitigen Verständigung“ etablierte, welche
Aussichten angesichts bestehender Konstellatio-
nen für eine fortschreitende europäische Integra-
tion bestehen. Auch warf er die Frage auf, wel-
che historischen Variationen von Integrationspro-
zessen die Historiker erschließen könnten. Somit
plädierte Hoebink für eine verstärkte historische
Aufarbeitung der Frage nach Integration und Des-
integration, einem Forschungsfeld, das momentan
von der Politikwissenschaft dominiert werde.

Der Politikwissenschaftler Peter Schmitt-Egner

(Siegen; „Interregionale Kooperation, transnatio-
nale Integration und europäische Kompetenz.
Theoretische, methodische und strategische An-
merkungen“) warf Fragestellungen nach theoreti-
schen Modellen, methodischen und strategischen
Herangehensweisen mit Blick auf eine interregio-
nale Kooperation und transnationale Integration
auf. Er orientierte sich exemplarisch an der Ost-
seeregion, die er als ein subeuropäisches Modell
betrachtete. Hierfür hinterfragte er die Grundla-
gen einer interregionalen Kooperation sowie die
zur Anwendung kommenden Grundbegriffe, bevor
er detailliert auf „Determinanten und Stufen ei-
nes räumlichen Integrationsmodells“ und die „Stu-
fen transnationaler Integration: von der grenzüber-
schreitenden Kooperation zum grenzübergreifen-
den Handlungsraum ‚Ostsee’“ einging. Für den
Ostseeraum, der während der Zeit des „Kalten
Krieges“ dreigeteilt war und sich erst nach 1990
verstärkt dem europäischen Integrationsraum zu-
wendete, stellte Schmitt-Egner unterschiedliche
Integrationsgrade bei Politik und Kultur fest. Unter
Berücksichtung der Akteursebene hinterfragte er
die Rolle subnationaler und non-gouvernementaler
Akteure hinsichtlich einer Erweiterung und Vertie-
fung dieses Raumes zu einer transnationalen In-
tegration. Zu den Integrationszielen sei unter an-
derem die Ausbildung einer „europäischen Kom-
petenz“ zu rechnen, die die Fähigkeit einer Re-
gion ausbauen könne, den europäischen Integra-
tionsprozess als Feld transnationalen Lernens zu
nutzen und durch externe Kooperationen das in-
terne regionale Programm zu fördern. In der Dis-
kussion wurde vor allem erörtet, inwieweit „Inte-
gration“ oder die Vernetzung von Strukturen bzw.
Verflechtung von Akteuren überhaupt messbar sei,
und ob die Bildung neuer Identitäten in den sube-
uropäischen Räumen eventuell in Konkurrenz zum
europäischen Einheitsgedanken stehe.

Es folgten historische Fallstudien, die den euro-
päischen Kontinent als Kommunikationsraum mit
– je nach Fragestellung und Untersuchungsfeld –
flexiblen Grenzen und variierenden Knotenpunk-
ten präsentierten. Der Rechtshistoriker Karl Här-
ter (Frankfurt a.M.; „Asylgewährung, Ausliefe-
rung und internationale Rechtshilfe in Strafsachen
in Europa im 18. und 19. Jahrhundert“) verwies zu-
nächst auf die gegenwärtige Problematik bei der
Schaffung eines europäischen Auslieferungsrech-
tes. Sodann beleuchtete er den juristischen Diskurs
sowie die normative Ebene bei der Ausgestaltung
von Asyl und Auslieferungsrecht, wobei er auf die
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Dynamik des Wandels in Folge der politischen Er-
eignisse der Jahre 1789, 1830 und 1848 verwies.
Dabei unterstrich er die Bedeutung grenzübergrei-
fender (politischer) Wanderungsbewegungen, die
eine neue Qualität erreichten und damit den Druck
auf eine Nationalisierung des Strafrechts erhöhten,
was wiederum eine Etablierung des zwischenstaat-
lichen Asyls gefördert habe. Abschließend verwies
er auf offene Forschungsfragen – so wisse man bis-
lang so gut wie nichts über die Asylanten – und auf
grundlegende Voraussetzungen für die Ausbildung
des Asylrechts sowie die Nationalisierung und Ter-
ritorialisierung des Strafrechts. Asyl und Auslie-
ferung bildeten dabei integrative wie auch desin-
tegrierende und konfliktträchtige Momente in der
Entwicklung des Nationalstaates.

Härters Kollege Miloš Vec (Frankfurt a.M.;
„Europäische Integration durch Völkerrecht. The-
men und Strukturen grenzüberschreitender Ko-
operation zwischen Vormoderne und 19. Jahrhun-
dert“) ging Aspekten der Integration durch Völ-
kerrecht nach, wobei er dessen Integrationsleis-
tungen anhand von vier Punkten aufzeigte: Inte-
gration durch Ideen, durch Verträge, Gesetze bzw.
Institutionen. Die Integration durch Ideen para-
phrasierte er anhand der Entwicklung des Natur-
rechts als vormodernes Natur- und Völkerrecht.
Das Naturrecht habe ein Bedürfnis nach Norma-
tivität erfüllt, und mit der Formulierung von Nor-
men wurde der Rechtsraum „benennbar“, was zu-
gleich den Eintritt in einen Kommunikationspro-
zess bedeutete. Das Eingehen wechselseitiger Ver-
pflichtungen und die damit verbundene Entstehung
von Vertragsbeziehungen hätten für eine Integra-
tion Europas durch bilaterale Verträge ebenso ei-
ne gewisse Art der Kommunikation verlangt, die
an Normen gebunden war und einen Integrations-
grad für die daran teilnehmenden Völkerrechts-
subjekte indizierte. Die Integration durch Gesetze
bzw. Institutionen führte laut Vec gleichfalls eine
Rechtsvereinheitlichung herbei oder war, wie im
Fall der Ausbildung internationaler Institutionen,
ein „genetisches Produkt“ der normsetzenden Ver-
träge des 19. Jahrhunderts. In seinem Resümee hob
Vec nicht nur die vielfachen Verdichtungsprozesse
hervor, die am Beispiel der historischen Entwick-
lung des Völkerrechts auszumachen seien. Dieses
bildete die internationalen Beziehungen nicht nur
ab, es verstärkte sie.

Die darauf folgenden Referate rückten Integra-
tionsprozesse nach dem Zweiten Weltkrieg in den
Mittelpunkt, die auf nationaler, inter- oder transna-

tionaler Ebene zu verorten waren. Michael Gehler
(Hildesheim; „Wechselnde europäische Integrati-
onszwänge: Österreichs Weg vom Marshall-Plan
bis zum EU-Beitritt 1948-1995“) brachte ein Bei-
spiel der „Integration ohne Vergemeinschaftung“
ein. Für die Integration Österreichs sei als zen-
traler Punkt die Neutralitätswahrung des Staates
wesentlich gewesen. Dafür habe Österreich wirt-
schaftliche und ideologische Gesichtspunkte un-
tergeordnet und auf eine West-Integration verzich-
tet. Gehler betrachtete insbesondere die wirtschaft-
liche Entwicklung nach 1945, vor allem die Bezie-
hung Österreichs zur Montan-Union und zum Au-
ßenhandel im Rahmen der EWG/EG. Die einzel-
nen Integrationsschritte mündeteten 1995 auf allen
Ebenen – bis auf die sicherheitspolitische – in die
europäische Integration.

Die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen
und damit verbundenen politischen Überlegungen
zur Regulierung des Arbeitsmarktes in der Zeit
nach 1945 standen im Zentrum der Ausführun-
gen von Johannes-Dieter Steinert (Wolverhamp-
ton; „Internationale Wanderungspolitik und Kalter
Krieg: Vom Bidault-Plan (1947) zur Gründung des
Intergovernmental Committee for the Movement
of Migrants from Europe (1952)”). Er konzentrier-
te sich auf migrationspolitische Bestrebungen zum
„Arbeitskräfteausgleich“. Das Interesse daran ha-
be sich aus mehreren Quellen gespeist: Während
Italien an einer hohen Arbeitslosigkeit litt, suchte
man in Großbritannien und Frankreich händerin-
gend nach Arbeitskräften. Das gesteigertes Sicher-
heitsbedürfnis Frankreichs gegenüber Deutschland
sei in die Überlegungen von George Bidault, dem
französischen Außenminister, eingegangen. Er sah
den deutschen Arbeitskräftemarkt aufgrund man-
gelnder Perspektiven als Quelle einer erneuten Mi-
litarisierung an. Seine auswanderungspolitischen
Ansichten gegenüber Westdeutschland zur Regu-
lierung des Arbeitskräftemarktes beider Staaten
standen hiermit in Beziehung. In die daraufhin
einsetzenden Beratungen zwischen Frankreich und
Großbritannien bezog man die „Organisation for
European Economic Co-operation“ (OEEC) sowie
die „International Labour Organization“ (ILO) mit
ein. Die folgenden internationalen Konferenzen
bis 1952, in denen die ILO versucht habe, einen
aktiveren Part im internationalen Wanderungsge-
schehen zu übernehmen, sollten zur wirtschaftli-
chen und politischen Stabilisierung (West-)Euro-
pas beitragen. Im Zeitraum von 1947 bis 1952
sah Steinert keine desintegratorischen Elemente
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am Werke, vielmehr erschienen ihm die Diskus-
sionsstränge über die geplante Wanderungspolitik
als Beitrag zur europäischen Integrationsgeschich-
te.

Werner Plumpe (Frankfurt a.M.; „Politische
und ökonomische Faktoren im frühen Europäisie-
rungsprozess: von der Besetzung Deutschlands zur
Gründung der EGKS“) betrachtete wirtschaftshis-
torische Integrationsleistungen in der nach 1945
erfolgten „Europäisierung“. Letztere sei, so seine
These, nach 1945 vor allem deswegen möglich ge-
wesen, da Europa zu diesem Zeitpunkt bereits in-
tegriert gewesen sei. Folglich sei die Europäisie-
rung bzw. wirtschaftliche Integration Westeuropas
eine Folge und keine Voraussetzung für die nach
dem Zweiten Weltkrieg erfolgten Integrationspro-
zesse. Er argumentierte, dass der europäische Wirt-
schaftsraum bereits vor dem Ersten Weltkrieg spe-
zielle arbeitsteilige Strukturen besaß, die seit der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts institutionali-
siert worden seien. Vor 1914 sei die wirtschaftli-
che Verflechtung europäischer Staaten so hoch ge-
wesen, dass man sich in Wirtschaftskreisen einen
Krieg überhaupt nicht habe vorstellen können. Der
Erste Weltkrieg zerriss dieses arbeitsteilige Sys-
tem. Nach 1945 hätten die einzelnen westeuropäi-
schen Staaten inklusive der Vereinigten Staaten die
Notwendigkeit einer wirtschaftlichen Integration
als notwendig erachtet, wobei das Interesse, das
deutsche Potential zu blockieren, prägend wirkte.
Der einsetzende „Kalte Krieg“ wirkte schließlich
als Katalysator, da die angestrebte Eindämmung
des Kommunismus eine wirtschaftliche Integrati-
on vorausgesetzt habe. Die europäische Integrati-
on definierte Plumpe als ein politisches Projekt vor
dem Hintergrund einer speziellen ökonomischen
Situation, demzufolge die EGKS ein „Tauschge-
schäft“ für beide Seiten darstellte. Die Reintegra-
tion der BRD sei letztendlich nur über eine wirt-
schaftliche europäische Integration möglich gewe-
sen, was in der politischen Rhetorik später ver-
drängt worden sei.

Einen transnationalen Ansatz verfolgte Wolfram
Kaiser (Portsmouth; „Transnationale Netzwerke
europäischer Christdemokraten und die Gründung
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl 1947–1951“). Er stellte die Bedeutung dieser
Netzwerke heraus, ohne die Wirkmächtigkeit ein-
zelner Persönlichkeiten und Politiker unterschät-
zen zu wollen. Das Parteiennetzwerk bezeichne-
te er als sich weitgehend mit Regierungskontak-
ten überlappend, womit in der Sicht der handeln-

den Politiker kaum Gegensätze bei der Umset-
zung bestimmter parteipolitischer Positionen be-
standen. Die Hauptzielsetzungen dieses transna-
tionalen Netzwerkes lagen unter anderem in der
Kontrolle Deutschlands durch Integration, vor al-
lem auf wirtschaftlicher Ebene. Dem kam zu Gute,
dass sich die europäischen Christdemokraten sehr
schnell hinsichtlich einer historischen Interpretati-
on des Nationalsozialismus verständigen konnten.
Unterstützt wurde dies laut Kaiser durch ein supra-
nationales Leitbild, das eine deutliche konfessio-
nelle (katholische) Komponente in sich trug, so-
wie durch eine gewisse spätestens ab 1947/48 ge-
genüber Großbritannien „feindliche“ Einstellung
in Frankreich wie in Deutschland. Wichtige Funk-
tionen dieses Netzwerkes sah er in der Vertrauens-
bildung sowie bei der Koordinierung politischer
Integrationskonzepte, aber auch in den Chancen
transnationaler Koalitionenbildungen oder bei Ab-
stimmungen von zwischenstaatlichen Regierungs-
entscheidungen. Vor diesem Hintergrund habe die
Konfession einen Teilaspekt innerhalb der (politi-
schen) Kultur gespielt, der nach der Erfahrung des
Zweiten Weltkrieges als Mittel zur kulturellen und
grenzüberschreitenden Verständigung gedient ha-
be.

Kerstin Armborst (Mainz; „Europäischer Zio-
nismus vor dem Ersten Weltkrieg: Integrative und
desintegrative Elemente der jüdischen Nationalbe-
wegung“) stellte den Zionismus als eine zentrale
Strömung im europäischen Judentum des ausge-
henden 19. und frühen 20. Jahrhundert vor. Sie
fragte danach, inwieweit es durch den europäi-
schen Zionismus und seine länderübergreifenden
Netzwerke zu einem Verdichtungs- und Aufbau-
prozess innerhalb Europas kam und inwiefern die-
ser durch die Betonung des „Nationalen“ oder
durch die Steuerung von Auswanderungswellen
desintegrierend wirkte. Hierzu untersuchte sie ei-
nerseits die zionistischen Einstellungen zu Euro-
pa bis 1914, andererseits „Europa als Aktions-
raum“ sowie „Europa als Verhandlungspartner“.
Armborst hielt fest, dass der Zionismus von Be-
ginn an als eine nationale Bewegung mit europäi-
schem Hintergrund aufgetreten sei, auf den ins-
besondere der sich ausbreitende aggressive Na-
tionalismus und Antisemitismus in der europäi-
schen Staatenwelt eingewirkt habe. Natürlich rie-
fen die Bemühungen der Zionisten zur Betonung
der nationalen Einheit des jüdischen Volkes auch
Gegenreaktionen innerhalb der jüdischen Gesell-
schaft hervor, handelte es sich bei der jüdischen
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europäischen Gemeinschaft schließlich um eine
heterogene Gruppe mit unterschiedlichen religi-
ösen und politischen Vorstellungen. Doch schlus-
sendlich wurden die Zionisten nach dem Ersten
Weltkrieg als internationale Gesprächspartner an-
erkannt, die zugleich zum Fürsprecher einer euro-
päischen Minderheitenpolitik auf autonomer Basis
und im Rahmen einer möglichen „Föderalisierung
Europas“ avancierten. Insgesamt waren die Zionis-
ten sehr mit Europa verbunden, wie Armborst ab-
schließend mit Blick auf die Übernahme und den
Transfer eines Europa-Bildes mit den entsprechen-
den Grenzvorstellungen unterstrich.

Arnd Bauerkämper (Berlin; „Die Demokratie
kennen lernen. Wissens- und Erfahrungstransfer in
Europa und im transatlantischen Raum zwischen
Aneignung und Abwehr“) stellte eine mikrohisto-
rische Studie zum Wissens- und Erfahrungstrans-
fer in Europa und im transatlantischen Raum vor,
in der er zwei Akteure der mittleren Ebene in
den Vordergrund rückte: die Politikwissenschaft-
ler Ernst Fraenkel und Arnold Bergstraesser. Eu-
ropa definierte er aufgrund der sozialen Interaktio-
nen als „vielfältig verbundene Erfahrungsgemein-
schaft“, die im europäisch-transatlantischen Ver-
hältnis einen wichtigen Bezugsraum darstellte. Ei-
ne Steigerung der sozialen Austauschprozesse ha-
be durch die gesteigerte Einflussnahme mittels der
Vereinigten Staaten stattgefunden unter besonde-
rer Berücksichtung der Tatsache, dass die USA
zu einem europäischen Rückzugsraum für die eu-
ropäische Kultur während des Zweiten Weltkrie-
ges geworden seien. Nach der Rückkehr der in die
USA emigrierten Intellektuellen hätten diese Emi-
granten amerikanische Vorstellungen aus den Be-
reichen Politik, Kultur und Wissenschaft transfe-
riert. Sowohl Fraenkel als auch Bergstraesser habe
der Aufenthalt in den USA wesentlich geprägt, so
dass sie schließlich unterschiedliche Mischungs-
verhältnisse deutscher und amerikanischer Tradi-
tionen vertraten. Bauerkämper hob generell die
Bedeutung der Remigranten und deren Mediato-
renrolle bei der intellektuellen Ausgestaltung Eu-
ropas hervor. Dies bezog sich auf eine Zeit – in
den 1950er- und 60er-Jahren – als Europäer die
USA als Hort europäischer Kultur wahrgenommen
hätten und es zur Erweiterung eines europäischen
Kulturraumes nach Nordamerika gekommen sei.
Abschließend sprach er sich hinsichtlich der Ge-
schichte Europas dafür aus, im Rahmen der eu-
ropäischen Geschichtsschreibung der Verlagerung
von europäischer Kultur/Zivilisation in außereuro-

päische Räume verstärkt Rechnung zu tragen.
Das Kolloquium hat sich damit einer wichti-

gen – auch tagespolitisch aktuellen – Fragestel-
lung angenommen und Teilaspekte von Integration
und Desintegration aus unterschiedlichen Blick-
winkeln beleuchtet. Zwar nicht ausgeblendet, aber
doch weitestgehend umgangen wurden Formen
der Desintegration. Sicherlich stellt der europäi-
sche Integrationsprozess heute eine „Erfolgsge-
schichte“ dar, doch sollte die Frage nach desin-
tegrativen Prozessen nicht gänzlich unberücksich-
tigt bleiben, schließlich waren es, so banal dies
auch klingen mag, desintegrative Entwicklungen
wie der Zusammenbruch des „Ostblocks“, die ei-
ne Union mit heute 25 Mitgliedstaaten erst ermög-
lichten.

Tagungsbericht Formen der Integration und Des-
integration in Europa. 01.03.2007-02.03.2007,
Mainz. In: H-Soz-u-Kult 16.04.2007.
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